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Der neue Lisenbabnrat
IRarterube.

von zuständiger Stelle wird uns geschrieben
Die Reichsregierung hat auf Grund des Artikels 98 der

Reichsverfassung im Einvernehmen mit dem Reichsrat unter
dem 24 . April 1922 die Verordnung über Beiräte für die
Deutsche Reichsbahn erlassen. Die Verordnung ist im Reichs-
yesetzblatt, Teil II , Nr . 3 vom 80. April 1922 (Seite 77 ) ver¬
öffentlicht. Hierdurch ist die badische Verovdnung vom 6.
Januar 1912 über den Eisenbahnrat , gegenstandslos geworden.
! Der neue Aufbau der Beiräte erfolgt in der Weise, dass 18
ILandeSeisenbahuräte und ein Reichscisenbahnrat errichtet wer¬
ben . Die Landeseisenbahnräte werden nach dem Orte ihres
Sitze » benannt ; es ergeben sich so die Landeseisenbahnräte
Berlin , Breslau , Dresden , Erfurt , Frankfurt (Main ) , Ham¬
burg . Hannover , Karlsruhe , Köln, Königsberg , Magdeburg ,
München , Stuttgart .
t Der Landeseisenbahnrat Karlsruhe umfasst den Bezirk der
jEisenbahngeneraldirektion Karlsruhe , welche auch geschästsfüh-
rende Verwaltung für ihn ist . Er hat im ganzen 32 Mitglie¬
der ; von diesen werden sieben von der Regierung des Landes
Baden und ein von der Regierung des Landes Preußen
KHohenzollern) ernannt ; ferner werden gewählt von den neun
Handelskammern zusammen acht Mitglieder , von den vier
Handwerkskammern zusammen vier Mitglieder , von der Land -
ßoirtschastskammer iHv . zusammen vier Mitglieder , von den
gewerkschaftlichen Organisationen der Arbeitnehmer zusam¬
men acht Mitglieder . Der Aufgabenkreis , welcher dem Lan -
beseisenbahnrat zugewiesen wird , ist ungefähr derselbe, wie
derjenige des früheren badischen Eisenbahnrats ; seine Aufgabe
besteht darin , in wichtigen , die Interessen des Bezirkes oder
seiner Teile berührenden Fragen des Verkehrs und der Tarife
der deutschen Reichsbalhu Gutachten abzugeben . Den Vorsitz
inj den Verhandlungen des Landeseisenbahnrats führt der
Vorstand der Eisenbahngeneraldirektion . Zur Vorbereitung
feiner Beratungen und zur Erledigung dringender Angelegen¬
heiten kann der Landeseisenbahnrat einen ständigen Ausschuss
iüus seiner Mitte bestellen.

Der Reichseisenhahnrat hat die Aufgabe , in wichtigen die
Interessen des gesamten Reiches berührenden Fragen des
Verkehrs und der Tarife der deutschen Reichsbahnen Gutachten
abzugeben . Er besteht aus einem Vorsitzenden und dessen
Stellvertreter , die vom Reichspräsidenten ernannt werden,
80 von den Laüdeseisenbahnräten gewählten Mitgliedern , und
BO vom Reichswirtschaftsrat ernannten Mitgliedern . Je nach
der Grösse entsenden die Landeseisenbahnräte je drei bis fünf
Mitglieder in den Reichseisenbahnrat . Auf Karlsruhe ent¬
fallen , in gleicher Weise wie auf die Landeseisenbahnräte Er¬
furt , Königsberg und Stuttgart , drei in den Reichseisenbahn¬
rat zu wählende Mitglieder . Unter denen von jedem Landes¬
eisenbahnrate gewählten Mitgliedern soll je eines den Kreisen
bon Industrie und Gewerbe , den Kreisen von Handel und
Schiffahrt und den Kreisen der Land - und Forstwirtschaft an¬
geboren . Unter den von jedem Landeseisenbahnrate gewähl¬
ten Mitgliedern mutz mindestens ein Arbeitgeber und minde¬
stens ein Arbeitnehmer sein.

Gemeinsam für die Landeseisenbahnräte und für den
Reichseisenbahnrat sind folgende Bestimmungen : Der Wahl-
tzeitraum beträgt drei Jahre , ebenso lange gelten die Ernen¬
nungen . Wiederwahl und Wiederernennung ist zulässig . Für
jedes Mitglied wird gleichzeitig ein Stellvertreter , gewählt
- der ernannt . Die Mitglieder der Landeseisenbahnräte sowie
tzie von heu Landeseisenbahnräten gewählten und vom Reichs-
tvirtschaftsrat ernannten Mitglieder des Reichseisenbahnrates
dürfen nicht im Dienste der Reichsbahnverwaltung stehen. Der
prste Wahlzeitraum beginnt am 1. Juni 1922 .

Die ReicbsKa !hnverwaltung wjrd die Beschlüsse der Landes -
iisenbahnräte und des Reichseisenbahnrates tunlichst! berück -
stchtigen . Ist eine Berücksichtigung nicht möglich , so sind dem
ÜtzandeSeisenbahnrat und dem Reichseisenbahnrat die Gründe
Mitzuteilen , eine Bestimmung , die auf Wunsch der Länder aus¬
genommen worden ist . Für die Mitglieder und deren Stell¬
vertreter in den Landeseisenbahnräten und im Reichseisen¬
bahnrat ist für die Reisen von upd nach dem Ort der Sit¬
zungen freie Fahrt auf der Reichsbahn sowie eine Aufwands -
ientschädigung zugestanden . Das den Regierungen der Länder
Mit früherem Eisenbahnbesitz schon im Schlutzprotokoll zum
Staatsvertrag über den Übergang der Staatsbahnen auf das
Reich vorbehaltene Recht , Vertreter zur Teilnahme cm

' den
Verhandlungen der Beiträte zu entsenden , ist ausdrücklich an¬
erkannt .

Die Möglichkeit der Zusammenarbeit mit den benachbarte«
LandeSeisenbachnräten ist dadurch gegeben, dass eS nach der
Begründung zum Verordnungsentwurf nicht ausgeschlossen sein

soll , daß ausnahmsweise die Ausschüsse zweier Landeseisen¬
bahnräte gemeinsam tagen, falls besonders wichtige Fragen
des Rachbarverkehrs dies erwüncht erscheinen lassen. Die Ein -
berufung zu solchen gemeinsamen Tagungen wird durch die
Präsidenten der geschäftsführenden Eisenbahndirektionen zu
erfolgen haben.

Bei der Zusammensetzung der Landescisenbahnräte geht die
Verordnung von dem Grundsatz aus , dass ein Viertel der
Mitglieder von der Regierung ernannt , ein Viertel von Han¬
del und Industrie , ein weiteres , Viertel von Handwerk und
Landwirtschaft und das letzte Viertel von den Arbeitnehmern
gewählt wird . Der badischen Regierung steht das Recht zu ,
in den Landeseisenbahnrat Frankfurt (Main ) ein Mitglied zu
ernennen . Ein gemeinsames Mitglied in den gleichen Eisen -
bähnrat wählen auch die badischen Handelskammern Mann¬
heim und Heidelberg.

Die für das Wirtschaftsleben wichtigste Tätigkeit der Lan¬
deseisenbahnräte und des Reichseisenbahnrats ist die Begut¬
achtung der Tarife . Wenn es zutrifft , was in den Verhand¬
lungen der Länder über die Bildung der Eisenbahnräte gesagt
wurde , dass der Schwerpunkt der Entscheidungen in Tariffra¬
gen künftig weniger bei der ständigen Tariftommisfion als
bei den Eisenbahnräten ruhen soll, so steht den Beiräten eine
höchst bedeutungsvolle Aufgabe bevor. Die Ansicht , dass die
Beschlüsse des Eisenbahnrates keine besonders grosse Bedeu¬
tung hätten , wird nach dem Gesagten einer Änderung unter¬
zogen werden müssen . Es wird Sache der Eisenbahnräte sein,
selbst durch sachverständige und zielbewusste Mitarbeit an
Eisenbahnunternelhmungen im Rahmen ihres Aufgabenkreises
ihre Bedeutung zu erweisen.

Zum . Schluß soll nicht unerwähnt bleiben, dass die Frage
der Eisenbahnräte mit der zurzeit in Behandlung befindlichen
Aufgabe der Umgestaltung des Reichsbahnunternehmens (Ei-
senbahnfinanzgesetz) nichts zu tun hat . Die Eisenbahnräte ,
welche sowohl in der Reichsverfassung als auch im Staatsver¬
trag über den Übergang der Eisenbahnen auf das Reich be¬
gründet find, werden erhalten werden müssen, welches auch
die künftige Form des Reichsbcchnunternehmens sein mag.

Die niederdrückenden
Wesatzungskosten .

Neben den eigentlichen Reparationslasten bilden die Kosten
der interalliierten Rheinlandbesatzungen einen der drückendste «
Posten im Haushalt zur Ausführung des Friedensvertrwges .

Im Etat für das Jahr 1921 waren zur Befriedigung der
Bedürfnisse und des Unterhalts der Rheinlandbesatzung 6,03
Milliarden Papiermark vorgesehen. Der Etat für das Rech¬
nungsjahr 1922 rechnet mit einer Gesamtausgabe von 9,3
Milliarden Papiermark für diese Zwecke. Durch die Note der
Reparationskommission vom 21 . März 1922 ist zwar der deut¬
schen Regierung für einen Teil der Besatzungskosten im Jahre
1922 die Berechnung auf die diesjährigen Sachleistungen zu¬
gestanden worden. Es handelt sich hierbei aber nur um die Ko-
sten , die den Besatzungsmächten selbst für ihre Besatzungs-
armeen entstanden und ferner um diejenigen Ausgaben
Deutschlands, die nicht unter Artikel 8 bis 12 des Rheinland -
abkommens fallen . Der Hauptposten der deutschen Ausgaben
fällt aber — nach der Auslegung , die die interalliierte Rhein¬
landkommission dem Rheinlandabkommen gibt — gerade unter
diesen Artikel. Die Reichsregierung hat jetzt dem Reichstag
zur Ergänzung des im September v . Js . vorgelegten Mate¬
rials eine neue Denkschrift über die Kosten der Rheinlandbe¬
satzung überreicht. Die Schrift behandelt nur die Ausgaben
für das alte besetzte Gebiet, also nicht die Kosten, die durch die
Besetzung weiteren deutschen Gebietes bei den sogenannten
Saktiouen entstanden sind. In der früheren Denkschrift war
gezeigt, dass die Kosten der Rheinlandbesatzung bis Ende März
1921 sich beliefen:

a ) auf etwa 3989,95 Millionen GoldmarkauSgaben der Be¬
satzungsmächte für ihre Besatzungsarmeen»

d ) 7313,9 Millionen Papiermarkausgaben , die dem Deut¬
schen Reich durch Leistungen für die interalliierte Rheinland¬
kommission und die Besatzungsarmeen im Rheinland erwach¬
sen waren . Die neue Denkschrift behandelt die Kosten, die für
diese Zwecke seit dem 1. Mai 1921 bis Ende Dezember 1921
entstanden sind. Sie veranschlagt die Goldmarkbeträge , die in
dieser Zeit die alliierten Mächte für ihre Besatzungsarmeen
aufgewandt haben, auf rund 1085,66 Millionen Goldmark. Die
Ausgaben, die ausserdem in dieser Denkschrift dem Deutschen
Reich für die Rheinlandkommission und die Besatzungsarmee
in Papiermark erwachsen sind , betragen 3691,59 Millionen
Papiermark . Darunter befinden sich u . a . folgende Posten :

Aufwendungen für die alliierte Rheinlandkommission
178,55 Millionen Papiermark ,

Unterhaltungen der alliierten Besatzungstruppe« und Ver -
gütungen für Requisitionen 2222,95 Millionen Papiermark ,

Ausgaben für GrnndftückSerwerbungea» Reu - und Um¬
bauten zur Unterbringung der Besatzungstruppen 1018,29
Millionen Papiermark .
Im einzelnen sind der Denkschrift folgende Angaben zu ent¬

nehmen :

Nach dem Abkommen soll die interalliierte Rheinlandkom-
mission aus vier Mitgliedern bestehen . Weder in dem Abkom¬
men noch in dem Vertrag von Versailles ist die Bestellung von
Delegierten neben diesen vier Mitgliedern vorgesehen . Tatsäch¬
lich umfasst die Rheinlandkommission wenigstens 115 Beamte»
darunter die französische Abteilung allein 65 . Dazu kommen
noch 75 Kreisdelegierte , in der französischen Zone allein 49,
und 11 Bezirksdelegierte, endlich ein umfangreiches Hilfsper¬
sonal , so dass statt der vertragsmähig vorgesehenen vier die
Rheinlandkommission rund 1300 Köpfe umfasst. Aus einem
Schaubild , das der Denkschrift beigegeben ist, ergibt sich, dass
der französische Anteil an den Kosten der Rheinlandkommission
der weitaus größte ist und dass die Kosten der Kommission
dauernd erheblich steigen. Ein Teil der Kosten wird in fremdes
Währung , also in Devisen» bei den zuständigen deutschen Be¬
hörden angefordert . Bei der grossen Knappheit an ausländi¬
schen Zahlungsmitteln und der oft nur kurzen AnsorderungS-
frist war die Devisenbeschaffung meistens mit grossen Schwie¬
rigkeiten verbunden .

Eingehend schildert die Denkschrift den große» Luxus in der
Unterbringung der Rheinlandkommission und ihrer Delegier¬
ten , der außerordentlich hohe Kosten verursMt .

Zum Unterhalt der Besatzungstruppen hat die Reichsregie¬
rung bekanntlich sogenannteMarkvorschüssezu leisten. Siebe¬
laufen sich vom 1. Mai 1921 bis 1. Dezember 1921 auf insge»
samt 1742,5 Millionen Papiermark , von denen allein 1150
Millionen auf Frankreich entfallen . Ein Schaubild zeigt, dass
die Anforderungen insbesondere in der französischen Zone
nach Zeitpunkt und Höhe sprunghaft und unberechenbar sin!»
und daß die Vorschüsse im ganzen eine dauernd steigende Ten -
denz aufweisen . Ausserordentlich drückend sind auch die Lasten,
die die Requisitionen der Besatzungsbehörden verursachen. Bis
jetzt sind nicht weniger als 19 Bordelle eingerichtet worden, von
denen noch 12 bestehen . Der Kostenaufwand dafür beläuft sich
auf rund 802 000 M . Weiter mußten eingerichtet werden Of<
fizierskasinoS, Soldatenheime , landwirtschaftliche Betriebe, Fa¬
brikanlagen und vor allem Flugplätze. Seit dem 1. Mai 1921
sind zwei neue große Flugplätze entstanden. Im ganzen sind
durch die Requisition von neuen Flugplätzen für die Wesatzungs-
truppen der deutschen Landwirtschaft Anbaufläche » im Umfang
von | 303 Hektar entzogen worden. Allein für die Anlage de»
Flugplatzes Wackernheim müssen wenigstens 30 Millionen M.
an Baukosten anfgewandt werden. Die alliierten Behörden
haben sieben ehemalige Schieß - und Übungsplätze übernom -
men und außerdem 17 neue Schieß- und Übungsplätze anlegen
lassen, durch die rund 3200 Hektar der landwirtschaftlichenBe-
arbeitung entzogen wurden . Die Anlage des neuen Übungs¬
platzes Ludtvigswinkel in der Pfalz wird allein etwa 200 M».
lionen Mark Koste» verursachen. Für Jagdzwecke sind ' rund
56000 Hektar Jagdgelände beschlagnahmt worden.

Besonders drückend ist im besetzten Gebiet die Last der Ein .
quartierung . Die deutschen Garnisonen in dem zurzeit besetz,ten rheinischen Gebiet hatten eine Gesamtstärke von etwa
17 000 Köpfen und lagen in etwa 28 Garnisonstädten. Dem¬
gegenüber betrug am 1. Dezember 1921 die Stärke der alli¬
ierten Besatzung noch mindestens 130 000 Köpfe . Zum gleichen
Zeitpunkte waren insgesamt 228 Orte von den Besatzungs-
armeen und von Teilen der Rheinlandsarmeen belegt , davon
allein in der französischen Zone 127 Orte . Mindestens 9700
Wohnungen mit 38 000 Zimmern und ausserdem 13 000 Ein -
zelzimmer waren Ende 1921 zur Unterbringung der Besät-
zungstruppen in Privatquartieren beschlagnahmt . Durch diese
Ouartierlasten hat die Wohnungsnot trotz weitestgehender Ab-
Hilfemaßnahmen der Regierung für die deutsche Bevölkerung
sehr bedenkliche Formen angenommen. In 35 Orten des be-
setzten Gebietes waren am 1. November 1921 60 Schulen be¬
schlagnahmt, davon wurden betroffen 386 Schulklassen mit
16 450 Schulkindern . Dieses Bild hat dank den unter großem
Kostenaufwand durchgeführten beschleunigten Abhilfemassnah.
men der Reichsregierung (Erbauung von Kasernen usw. ) in-
zwischen eine Besserung erfahren . Immerhin waren Anfang
April 1922 noch 22 Schulen an 9 Orten geschlossen. Die durch
die Beschlagnahme von Schulen entstandenen Kosten beliefen
sich bis zum 1 . November 1931 auf rund 21,3 Millionen Mark .

Obwohl nach Artikel 8 des Rheinlandabkommens da»
Deutsche Reich nur verpflichtet ist, die bereits vorhandenen ehe¬
mals militärischen Grundstücke und Gebäude zur Verfügung
zu stellen, haben die Besatzungsmächte seit dem Beginn der
Besatzung erhebliche ttm « und Erweiterungsbauten verlangt ,
die zu Lasten des Reichs erstellt wurden. Der Divisionsübungs¬
platz Ludwigswimkel, mit einem Kostenaufwand von 200 Mil¬
lionen M ., ist bereits erwähnt . Dazu kommen aber noch zahl¬
reiche Bauten , deren Kosten in die Hunderte von Millionen
gehen . Dass auch in Zukunft dem Reiche noch hohe Forderun -
gen bevorstehen, ergibt fich daraus , dass für umfangreiche Bau¬
vorhaben zunächst die Aufstellung von Entwürfen mit Kosten-
anschlägen verlangt wurde, dazu gehören Pläne für drei wei¬
tere Truppenlager , mit einem Kostenauftvand von wenigstens
283 Millionen M . Im Rechnungsjahre 1922 müssen die vor¬
aussichtlichen Ausgaben für Neubauzwecke auf rund 900 Mil¬
lionen M . veranschlagt werden.

Die Gesamtkosten der Besatzung vom Beginn des Waffen¬
stillstandes bis Ende März 1922 veranschlagt die Denkschrift
folgendermaßen ;

a ) Ausgabe der Besatzungsmächte für ihre Besatzungs¬
armeen rund 5536,96 Millionen Goldmark.

b ) Ausgabe des Deutschen Reichs für Leistungen und Liefe¬
rungen an die Besatzungsarmeen rund 14 Milliarden Pa¬
piermark .

Eine Berminderung der Besahungskosten, wie sie selbst vo»
alliierter Seite wiederholt angeregt worden ist, ist bis jetzt
noch nicht zu erkennen gewesen . Die Vereinbarunaen der Alle» ,
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kvten unter sich haben bisher nur die den alliierten Besat -
DUngSmächten selbst entstehenden Koste » dehandell . Eine wirk¬
liche Herabminderung der Besatzungskosten wird, so schließt
die Denkschrift, nur dann erreicht, wenn die Ursachen der hohen
Ausgaben beseitigt werde» , d. h. wenn :

1. die Besatzung entweder ganz aufgehoben oder zum min¬
desten die Besatzungsstärke auf wenige 1000 Mann Polizei¬
truppe herabgesetzt wird ;

2. das Personal der Rheinlandkommission Ganz wesentlich
abgebaut wird und das mit dem Vertrag von Versailles nicht
in Einklang stehende Delegiertensystem völlig verschwindet,
damit die hierdurch verursachte' finanzielle Belastung des
Reiches und die Bedrückung der Einwohner durch die Ouar -
tierlast beseitigt wird ;

8 . Mittel und Wege gefunden werden, das zum Zwecke
der Erfüllung weitestgehender Wünsche der Militärbeiehls »
haber beanspruchte Recht der Rheinlandkommission zur ein¬
seitigen Auslegung des Versailler Vertrages und des Rhein¬
landabkommens zu beseitigen.
Die Einsetzung eines von beiden Vertragsteilen beschickten

Echiedsgerichts mit einem gemeinsam zu ernennenden Finanz¬
sachverständigen als Vorsitzenden erscheint , so bemerkt dazu die
„Frkf . Ftg .

"
, geboten zur Entscheidung in allen Fällen , wo der

Vertrag von Versailles und das Rheinlandabkommen Lücken
answeisen . Nur so wird eine erhebliche Einschränkung der mit
dem Versailler Vertrag und dem Rheinlandabkommen nicht
im Einklang stehenden Ansprüche und Anforderungen der Mi-
litärbefehlshaher möglich sein und die Erkenntnis durchdrin¬
gen , ' daß die« gewaltigen Ausgaben für die Besatzung ohne
Schädigung der Leistungsfähigkeit Deutschlands für seine Re-
pargtionsverpslichtungen nicht aufrechterhalten werden kömien.'

Politische Neuigkeiten .
Line Lrgünzungsnote der Ikeparstions-

kommission.
Aus Paris berichtet das W . T .-B . vom Dienstag :
Die Reparationskommission ist gestern zu einer offiziellen

Sitzung zusammengetreten , um über den Text einer neuen
Rote an Deutschland zn beraten , die di« Ergänzung des am
31 . Mai als Antwort auf die Note der deutschen Regierung
vom 28. «SKat nach Berlin gerichteten Memorandums bilden
soll. In diesem Memorandum hat die Reparationskommission
sich Vorbehalten, einige noch ungeklärte Punkte , wie die Frage
der Autonomie der Reichsbank und der Maßnahmen gegen die
Kapitalflucht zum Gegenstand einer besonderen Mitteilung zu
machen . Die Kommission, die gestern noch zu keinem entgiilti -
gcn Entschluß gekommen ist, wird heute ihre Beratungen fort»
setzen. — Der „Petit Parisien " teilt in diesem Zusammenhang
mit , daß der Gedankenaustausch zwischen der Reparations -
kommisfiou und der deutschen Regierung in der nächsten Zeit
wieder sehr lebhaft werden würde , da das Scheitern des An¬
leiheplanes eine neue Jnflationswelle in Deutschland entstehen
lasse, der die Reparationskommission schon heute feste Grenzen
zu ziehen beabsichtige . .

Line Replik poincares .
Die euglische Antwort auf das französische ÄLemorandum

Kur Haager Konferenz hat innerhalb 24 Stunden eine Replik
von seiten der französischen Regierung gefunden . Poincarö
weist darin die ihm in dem enKischen Schriftstück gemachten
Vorwürfe sachlicher Unkenntnis fei)» «unzweideutig zurück .
Die französische Regierung erklärt sich befriedigt davon, daß
auch die euglische Regierung die Konferenz vom Haa , ledig,
sich als eine Sachverftändigenberatung ansieht und nimmt
Kenntnis von der Erklärung , daß auch die englische Regierung
das russische M-emowandum als null und nichtig betrachtet und
bereit sei, für den Fall , daß die Rnffen erneut darauf zurück-
kommen sollten, darüber zur Tagesordnung überzngehrn . ®if
Note hält ferner das Verlangen nach Abhaltung einer Bor-
kouferenz aufrecht, die den beteiligten Staaten die Möglichkeit
geben soll, sich im voran » über das der russischen Regier nag
parznlegende Programm zu einigen , In Übereinstimmung
tote der englischen Regierung steht auch die französische Re-
gierung die Resolution von Cannes als bindend für die
Haager Konferenz «an . In der Frage der Rückerstattung de»
Privateigentum » hält die französische Regierung ihren Stand¬
punkt unverändert anfrecht. «Die erkennt das Recht der russi¬
schen Regierung zu Requisitionen an , jedoch unter der aus -
drücklichen Vorbedingung einer gerechten Entschädigung .

illber dag Kouferenzprogramm äußert sich die Note dahin ,
daß, wenn die Konferenz tatsächlich stattfiuden sollte, die fran¬
zösische Regierung auf das nachdrücklichste darauf bestehen
müffr , daß jede »»« tische Diskussion vermieden werde und
lediglich die rein technischen Fragen ^ insbesondere die Frage
der Schulden , de» Privateigentums und der Kredite verhan¬
delt würden . Sie erklärte , daß es ihr unmöglich sei, in
irgend eine Ermäßigung der Kriegsschuld einz»,willigen . In
der Frage der russischen Staatsanleihe erachtet es die fran¬
zösische Regierung als conditio sine qua non , daß die Rechte
der Titelinhccker anerkannt und respektiert und daß ihnen aus¬
reichende Bürgschaften« von den Sowjets gegeben werden .
Hinsichtlich der Rußland zu gewährenden Kredite stimme dre
französisch « Regierung mit der englischen überein in der Auf¬
fassung, daß Rußland unmöglich Geldgeber finden könne,
wenn eS nicht befriedigende Bedingungen anbiete .

rum Besuch des Ikeichspräsidenten in
München

wird dem „VokksfreunI " noch berichtet : Der Besuch des
Reichspräsidenten Eberl in München ist ein großer Erfolg
für die Republik in der Südoftecke des Reiches. «Ebert hat
durch feinen Takt und durch feine politische Zurückhaltung ,
vor allem aber durch die «Voranstellung des Gedankens der
deutschen Einheit , bei aller Wahrung der Eigenart der deut -
fchen Stämme unter allen , von denen er zu Wort kam , den
grötzteai Eindruck gemacht. Die Pöbeleien der Straße
brauchte er nicht zu fürchten, überall , wo «Pfeifen und
Johlen einsetzte , übertönte da» Hoch der Republikaner den
Spektakel, und die Münchener PoNzri — das muß man ihr
lassen — hat heute gute Arbeit gemacht und jeden, der ei«
Schimpfwort gegen den Präsidenten gebrauchte, hinter Schloß
und Riegel gesetzt. «Man wird nicht fehl gehen, das Haupt -
verdienst an der jeden Republikaner erhebenden Tat des
Reichspräsidentenbesuches in München dem bayerischen Mini¬
sterpräsidenten Grafen Lerchenfeld zuzuschreiben.

Der Versuch der Münchener Rechtsbolschewisten , durch Akte
de» Terrors den Reichspräsidenten von seiner Fahrt nach
München abznhalten und deren Politische Auswirkung zu ver¬
hindern , ist also völlig mißglückt. In der Nacht von Samstag
auf Sonntag war ein Fenster deS Geschäftshauses der „Mün¬
chener Post" eingeschlagen und eine ans drei Stilhandgrana -
ten bestehende Sprengladung in den Jnseyatenranm geworfen
worden . De . Ladung war . mit Zündschnur und Zündkapsel
versehen. De Zündschnur brannte bis zur Zündkapsel durch.
Die Detonation erfolgte lediglich » gen der Feuchtigkeit des

«Sprengstoffes nicht . De Explosion hatte
'

zweifellos große
Verheerungen angerichtet und « neu im Parterre befindlichen
'Wächter getötet .

Die zweite „Heldentat " war ein « rüpelhafte Szene gegen
die Reichsfahne auf dem Hauptibahnhof in dem Augenblick ,
als sie am Sonntag morgen wieder « issgezogen werden sollte.
Die Fahne war beretts wieSer « ft Brennstoff über ^ ffen ,
wurde jedoch von der Polizei den Attentätern entrissen und
eine Anzahl von ihnen festgenommen.

Würdig dieser Bubenstücke war das .Verhalten der deutsch¬
nationalen Presse. Oberst L'ylander richtete an den Reichs¬
präsidenten in der „Augsburger Wendzeitung " einen .Will -
kommgrutz"

, der durch Niedrigkeit und Engstirnigkeit der Ge¬
sinnung wohl seinesgleichen sucht . Er sagte u . a . :

„Sie sind gar nicht vom Volk gewählt , Herr Fritz Ebert !
Sie sitzen widerrechtlich auf Ihrem Thron mit dem gerupften
Adler . Sie wiffen ganz genau , daß Sie dort nichts >mehr zu
suchen haben . Sie sind gar nicht der harmlose Biedermann ,
als der Die sich , darzustellen . belieben . Sie sind uns nicht
willkommen in München, Herr Fritz Ebert ! "

Im übrigen wird der Haß gegen «Ebert geschürt durch er¬
fundene Hetzgeschichten über das Verhalten Ebcrts im Januar -
Sireik und in den Rovembertagen 1918 .

Deutscher IKeichstag .
Auf der Tagesordnung stehen zunächst kleine Anfragen .

Auf eine Anfrage des Abg . Kahl (D . Vp .) wird von seiten der
Regierung bestäligt, daß' auf dem Rochusberg bei Bingen eine
Dame von einem marokkanischen Soldaten überfallen und
vergewaltigt worden sei . Die Vorstellungen der deutschen Re¬
gierung hätten jedoch noch keinen abschließenden Erfolg gehabt.
Aus eine Anfrage des Abg . Krüger -Merseburg (Soz .) antwor¬
tet ein Regierungsvertretcr . die vorzngsmäßige Stenerveran -
lagnag des Hanfes Hohcnzollern habe wegen der Beschlag¬
nahme des Vermögens noch nicht stattfinden können. Die im
Wege der vorläufigen Veranlagung festgesetzte Steuer sei von
den Angehörigen des Hauses Hohenzollern bezahlt worden . '

Die Interpellation der Unabhängigen über das Ergebnis
der Verhandlungen mit der Repavationskomimssion und die
Interpellation des Zentrums wegen der Ententefordernng
auf Zerstörung von Eisenbahnbauten im besetzten Gebiet wer¬
den innerhalb der geschäftsmäßigen Frist beantwortet werden.

Es folgt die erste Beratung des Gesetzentwurfes zur Aus¬
führung des Artikels 18 zur Reichsverfassung, der sich auf
Neugliederung der Länder bezieht.

Abg. Gradnauer (Soz .) bezeichnet das Gesetz als notwendig
besonders im Hinblick aus Oberschlesien. De Einzelheiten der
schwierigenMaterie müssen im Rechtsausschutzgeprüft werden.

Mg . Düringer (D .-Natl .) äußert Bedenken gegen das Ini¬
tiativrecht der Regierung , von sich aus Neugliederungen der
Länder vorzunehmen . Diese Bestimmungen könnten zu einer
Gefahr für den notwendige» Fortbestand Preußens werden.
Er beantragt Überweisung an einen besonderen Ausschuß von
28 Mitgliedern .

Abg. Dr . Lauscher (Zentr .) will in die Erörterung des Jni -
tiativrechts der Reichsregierung erst im Ausschuß eintreten .
Unter allen Umständen müsse dem Verdacht vorgebeugt wer¬
den, als solle die Freiheit der Volksabstimmung irgendwie
beeinträchtigt werden.

Abg. Dr . Levi (U .S .P .) begrüßt die Vorlage als Mittel , die
Rechte der von den alten Monarchien herbeigefiihrten unna .
türlichen Zerspiltterungen der Länder zu beseitigen.

Mg . Koch (D«em .) stimmt der Vorlage zu , weil die Inter¬
essen des Reiches dem der Länder vorangehen muffen . Des¬
halb begrüßt er auch das Initiativrecht der Regierung . Die
Befürchtungen , daß Preußen durch das Gesetz zu sehr leiden
könnte, könne er nicht teilen . De Frage Großhamburg sei
jedenfalls keine preußische und keine hamburgische Angelegen¬
heit , sondern «ine deutsche Fragz .

Im Laufe der weiteren Debatte tritt Abg. Graf Bernstorff
(DHannov . P .) für die «Sonderwünsche seiner Partei ein, wäh¬
rend Abg. v. Kardvrff (D . Vp.) Vorkehrungen für notwendig
erachtet, welche einen Mißbrauch des Gesetze » zur Zersplitte¬
rung Preußens verhindern .

De Vorlage wird dann dem Rechtsausschuß überwiesen .
Für das Reichsjugendwohlsahktsgrsetz beantragt der Aus¬

schuß folgende Neufassung des 8 1 : Jedes Kind hat ein Recht
auf Erziehung zur leiblichen , seelischen und gesellschaftlichen
Tüchtigkeit. Wo dieser Anspruch durch die Familie nicht erfüllt
wird , soll unbeschadet der Mitarbeit freiwilliger Tätigkeit öf¬
fentliche Jugendhilfe eintreten .

Abg. Frau RenhanS (Zentr .) tritt für unveränderte An¬
nahme der Vorlage ein, da die Jugendpflege nicht bürokratisch
erledigt werden dürfe und die Politisierung der Jugend ver¬
hindert werden müsse .

Mg . Frau Jucharz (Soz . ) begrüßt , daß es nunmehr den
neuen scgialen Kräften möglich werden würde , sich an der Ju .
gendpflege zu beteiligen.

Äbg. Dr . Hrnsel (N.-Natl .) betont die Notwendigkeit der Fa¬
milienerziehung und der Sicherstellung der konfessionellen Er¬
ziehung . Im übrigen fordert er Vermehrung der Reichshilfe
für die Gemeinden .

Mg . Lenthenßer (D . Vp.) hält das Gesetz für notwendig,
um die in den verschiedenen Gesetzen zerstreuten Bestimmun¬
gen über die Jugendwohlfahrtspflege zu sammeln , sieht aber
in der Familie die wichtigste Grundlage für die Jugenderzie¬
hung . Während dieser Rede kommt es zu einem Zwischenfall.
Abg. Dänmig (U .S .P . ) sinkt unter lautem «Stöhnen zu Boden.
Die Sitzung wird unterbrochen . Während sich Dr . MoseS
(US .P .) um den Kranken bemüht , der von mehreren Abge¬
ordneten und Dienern durch den Saal getragen wird .

Als Präsident Loebe die Sitzung wiedereröffnet , gibt er der
Hoffnung Ausdruck, daß der Anfall des schon längere Zeit
kränkelnden Abgeordneten, der ein Opfer seines übertriebenen
Pflichteifers fei, keine schlimmeren Folgen haben möge .

De Weiterberatug wird sodann auf Mittwoch 1 Uhr nach¬
mittags vertagt . Schluß 6 Uhr.

Me Lrmordung Lrzbergers
vor Gericht .

DZ . Offenburg , 18. Juni .
Zu Beginn der Sitzung am heutigen Berhandlungstag wird

noch einmal über den Brief des Zeugen Müller gesprochen ;
der schon gestern eine große Rolle spielte. Müller lehnt nach
wie vor ab, Verfasser dieses Briefes zu sein, während der
Sachverständige mit aller «Bestimmtheit ihn als den «Schreiber
ansieht . Der Untersuchungsrichter wird gehört , um anzu -
geben, wie er dem Zeugen diktiert lha«be .

Dann wird der letzte Zeuge veriiommen , der jetzige Stu¬
dierende M . v . Prim« . Er kennt den Angeklagten sowie
Schulz und Tillessen seit längerer Zeit . Er ist auch Ange-
höriger der Organisation C, wo er in der Abteilung a ge¬
arbeitet hat . Sein « Aufgabe bestand darin , bolschewistische
Nachrichten zu sammeln . Er gibt heute an , den Schulz noch
nach hem Mord in München gesehen zu haben. Gei seinen
früheren Bernehmnngen hat er sich ganz ander » ausgespro¬
chen . . . Er führt den Gegensatz in diesen Äußerungen daraus
zurück , daß er sich damals sagte, es sei hchh Aftht nötig gleich

^ .ESaheheit zn sagen . Die «Monate Mk». Juni und Jur ,
"

.«"Nt Trllessen zusammen in einer Pension qe-
wohnt und s« wieder am 1 . August ausgezoaen , weil es ihn»
zu teuer wurde . Er erinnert sich daran , daß einmal drei
oiosfer gekauft wurden , von denen auch er «inen bekommen
hat . SBtoju die andern benutzt wurden , ist ihm nicht be¬
kannt . Er wird dann befragt , welche Bewandtnis es habemit einem Berzeichni» von 24 jungen Herren , deren Geburts -
daten beigefü^ find. Der Zeuge lehnt eine Beantwortung ,
dieser Frage ab. Das Gericht lehnt seine Vereidigung ab und
beruft sich dabei auf dieselben Gründe wie gestern bei der
Ablehnung der Vereidigung der Mitglieder der Organisation C.

Der Staatsanwalt verlangt nunmehr die Vernehmung de»
Untersuchungsrichters darüber , was der Zeuge Tilleffen, der
Bruder des Mörders , ihm bei der Vernehmung seinerzeit über
den Bruder erzählt habe . Die Veteidigung «bittet , diesen An¬
trag abzulehnen , weil her Zeuge Tilleffen ja das Recht hätte ,
seine Aussagen über diesen Punkt zu verlveigern . Das Ge¬
richt beschließt die Vernehmung des Untersuchungsrichter».
«Danach hat Karl Tilleffen seinen Bruder als «inen zurück¬
gezogenen Menschen geschildert. der durch die politische Ent -
Wickelung in Deutschland innerlich vollkommen zerrüttetwurde , und selbst sein Bruder bezeichnet ihn als einen Fa¬natiker . I » Regcnsburg habe er sich mit Schutz vollkommen
zurückgezogen. Besonder« Erbitterung entstand damals bei
Tilleffen gegen die Freimaurerei , welcher er die «Schuld am
Zusammenbruch Deutschlands zuschrieb. Der Untersuchungs¬
richter erinnert auch daran , daß ein von ihm vernommener
Zeug« erklärt habe, Schutz und Tilleffen seien der Meinung
gewesen, man könne nur durch Mord und Totschlag zu neuen
Verhältnissen in Deutschland komm«en. Tilleffen hätte ein
Sparguthaben von ungefähr 6090 M . , von dem am 29 . Juki
192i zum letzten Mal ein Betrag abgenammen wurde . Sein
Bruder erklärt , daß es ihm schleierhaft sei, woher sein Bru¬
der für die von ihm unternommenen Reisen das Geld hep
hatte . —- Der als Zeuge anwesende Karl Tilleffen erklärt -
daß mit den Worten .Mord und Totschlag" gemeint sei»
es müsse zu einer Auseinandersetzung zwischen Rationalen
und Internationalen kommen, die natürlich nur mit den
Waffen ausgefochten werden könne .

Staatsanwalt und Verteidigung verzichten auf die «Be¬
handlung der andern noch vorgeführten Beweismittel , so doch
um 10 Uhr die Beweisaufnahme geschloffen werden kann . Dev
Vorsitzende verliest nunmehr die an die Geschworenen zu stel¬
lenden Fragen . Sie haben folgenden Wortlaut :

Frage 1 : Ist der Angeklagte Manfred von Killinger
schuldig , dam Kaufmann Heinrich Schulz aus Saalfeld
nnd dem Oberleutnant a . D . Heinrich Tilleffen itu»
Köln-Lindental , nachdem sie 'den R e ichstagsabgeordneten
Matthias Erzberger am 26 . August 1921 bei Griesbach
gemeinschaftlich durch mehrere Pistolenschüsse vorsätzlich
und mit Überlegung getötet hatten , wiffentlich BeistanH
geleistet zu haben, um sie der Keftrvfung zu entziehen
und den Tätern diesen Beistand vor Begehung der Tat
ziigesagt zu haben ?

Frage 2 : (Für den Fall der Verneinung der Frage 1 .)'
Ist der Angeklagte Manfred von Killinger schuldig, den
Kaufmann Heinrich ««Schutz aus «Saalfeld und den Ober¬
leutnant a . ' D . Heinrich Tilleffen aus Kölu-Lindenial ,
nachdem sie den Reichstagsabgeordneten Matthias Erz -
'berger am 26 . August 19£1 bei Griesbach gemeinschaftlich
durch «mehrere Pistolenschüsse vorsätzlich und mit Über¬
legung getötet hatten , wiffentlich Beistand geleistet zn
hewen , um sie der Bestrafung zu entziehen?

Nach 10 Uhr begann der Staatsanwalt Burger mit der
Anklagerede. In zweistündiger Rode führte er den Nachweis,
daß Schulz und Tilleffen auf Grund der Tatsachen, wie
sie aus der «Beweisführung «hervorgogangen find, als die
Diörder Erzbergers anzusehon sind. Wenn diese Voraus¬
setzung stimmt, so ist anzunehmen , daß sie die Tat dadurch
begangen halben , daß sie mindestens eine Woche lang scharf
unü> planmäßig Erzberger wie Bluthunde verfolgt haben , bi»
sie ihn am 26. August vor die Pistole bekamen. Für Killinger
ergebe sich aus der Zeugenvernehmung eine Reihe von Be¬
lastungen . Unter allen Umständen hält der «Staatsanwalt die
Begünstigung her «Mörder nach der Tat , also den Tatbestand ,
wie ihn die Frage 2 enthält , für erwiesen. Er stellt alle jene
Momente zusammen , die auch den Verdacht rechtfertigen, daß
«Killinger vor der Tat schon wußte , daß sie geplant ist. Au»
diesem Grunde hält der Staatsanwalt auch die Möglichkeit
für gegeben, die Frage 1 , die den Tatbestand der Beihilfe
darstellt, zu bejahen . Uin halb L Uhr «beginnt der eine de«
beiden Verteidiger , Rechtsanwalt Dr . Krieg-Ossenburg seine
Rede , in der vor allem der von der Staatsanwaltschaft ge¬
führte Indizienbeweis sowohl gegen Schulz und Tilleffen wie
auch gegen Killinger als lückenhaft und unschlüssig bezeich¬
net wird . «Der Verteidiger verweist darauf , daß es gerade
heut« neun ««Monate sind , seit Killinger sich in Untersuchungs¬
haft befindet . Er erwartet von den Geschworenen, daß sie
beide SchiMssragen verneinen .

Darauf wird die Verhandlung bis 4 Uhr nachmittags ver¬
tagt .

Der zweite Verteidiger , Schtelin -Miinchen, geht vor allem
auf das persönliche Leben des «Angeklagten ein . Er schildert
ihn als einen einwandfreien Menschen, dorn nur das Wohl
des deutschen Volkes als Ziel vor Augen schwebe. Es kommt
noch einmal zu einer Gegenrede des Staatsanwalts nruS einer
«Erwiderung durch Dr . Krieg .

Nach der Mechtsbelehrung durch den Vorsitzenden ziehen sich
die Geschworenen gegen 6 «Uhr zurück . Nach ganz kurzer Be¬
ratung verkünden sie den Währspruch . durch den beide Schuld»
fragen verneint werden . Der Angeklagte von Killinger «watz
demnach freizusprechei».

Wadiscbe Mebersickt .
Vsdiscder Lsndlsg .

DZ Karlsruhe , 13 . Juni
Au Beginn der Rachmittagsfitzung beantwortet Ministeriak-
irektor Leer» «ine volksparteiliche Anfrage betr . den klmnen
irenzverkchr dahin , daß die Aufhebung der Frankenabgaba
icht beabsichtigt sei . De Annahme , daß schweizerische Kau»
tr nach Friedrichshafen ufto. abwanderten , habe sich als
rig erwiesen. Die Regierung steht zur Zeit mit dem ReichS-
»mmiffar für Ein - und Ausfuhr in Unterhandlung «wegen
.erabsetzung der Abgabe von 2 bezw . 1 Franken auf 1 b-zw.
60 Franken . «Gegen die völlige Beseitigung wenden sich
brigens weite Verbraucherkresse, sie würde nicht zur Beruh »»
ung der «Grenzhevölkerung beitragen .
Daraiss wird in der WahnnngSdebatte fortgefahren .

"
Abg . Herfnrch (Ztr .) : De Syndikat « wirken auf dem Ge¬

iste der «Baustoffbeschäffung äußerst schädlich . Frecheit der
Syndikate ist eine Raubtierfteihe 't , d»e »nt ^ rteereffe de»
stilkes gezügelt werden muß . Das Kleingewerbe verfangt
uch künftig «Schutz in bezug auf «Geschäfts, und Werkstätten -
°
Abg Harter (Soz .) empfiehlt u . a die Resoiution ferne«

Zartrf auf scharfe Überwachung der Preisbildung für Bau .

Mager (dtnl .) «Märt sich gegen j«d« Art von a » « **' .



Bhmfttr De . En«kr« : ~Txt UmtxaOt btt jnttMten 9t
Hl igehoXn , um «©ä^ebrrewt» z« verHindern. Dx HausköntoS
Werden nicht gesperrt» »nenn sich der Hausbesitzer als guter
Sachverwalter zeigt . Die Mieteinigunysämtey sollen run»
Kchft den ordentlichen Gerichten angeglredert werden . Die
Geldbeschaffung zum Wohnungsbau ist für vlich heute di«
Hauptsache. In der Baustvsftage ist das wichtigste die Kob.
tenfvage . Wenn wir genügend Kohlen hätten , so fönnicn tmt

| bi« still gelegten Zementwerke in Tätigkeit setzen . Die Bau »
vofsbeschassung G . m . b . H . sollte seiten» der Genossen-! V»fstx

ten weit mehr unterstützt werden . Die Mieten müssen
einem angenxffenen BechältniS zum Sinken deS Geld¬

wertes stehen. Boden ist einer der wenigen Bundesstaaten ,
bie in den letzten Jahren eine ungestörte Bautätigkeit ent¬
falten konnten . Den Antrag von Au bittet der Minister ab-
» Lehnen. Die Zwangswirtschaft wird sich in dem Mähe von
selbst lockern, wie die Wohnungsnot äbnnmnt .

Abg. Mscher-Mettzenheim <Larrdbund ) spricht (für seinen
Antrag auf Zuschuß von Staatswegen auch für Umbauten .

Abg. Dr . Kullmann (Soz .) bespricht den Mieterschutz.
Rach weiterer unwesentlicher Debatte wird die Vorlage

betr . Änderung des badischen Ausführungsgesetzes zur Woh-
nnngsabgabe nach den Kommiffionsbeschlüssen in beiden Le-

J
ungen angenommen . Dagegen stimmte nur die äußerste
link «.

Uder den Antrag von Au, unverzüglich den planmäßigen
Abbau der Zwangsbewirtschaftung des Wohnungswesens in die
Wege zu leiten, findet namentliche «Abstimmung statt . Der
Antrag wird mit großer Mehrheit angenommen , desgleichen
«in Antrag Freidhöf (USP .) zur Bekämpfung des Baustoff¬
wuchers, und die sozialdemokratische Resolution betr . di« Bau -
stossbewirtsckaftung sowie alle Ausschußanträge zur Woh¬
nungsfrage nebst dem oben genannten Antrag Fischer.

Schließlich folgt die Abstimmung über die Vorlage betr .
Deckung des außerordentlichen Staatsbedarfs für die Forde¬
rungen des Wohnungsbaues (300 Mill . M .) .

<?» sind nur noch 68 Abgeordnete anwesend , das Haus ist
somit beschlußunfähig.

Nächste Sitzung Dienstag , den £0 . Juni , J44 Uhr nach¬
mittags : Finanzministerium . ^Schluß 8 Uhr.

Neue Eingänge . '
Die Regierung hat «inen Gesetzentwurf über di« Änderung

»er badischen Gemeindeordnung »orgelegt. Darnach trägt da»
Gesetz vom 8. Oktober 1601 die Überschrift: „Badische Ge »
merndeordnung "

. An die Stelle des 8 30, Absatz 1 treten
« . a . fragende Bestimmungen : Die Wählbarkeit zum Bürger¬
meister oder besoldeten Gemeinderat ist nicht dadurch bedingt,
daß der zu Wählend« bereits den Wohnort auf der Ge¬
markung der Gemeinde hat . Die Wahl zu diesen Ämtern
bann nur annehmen , wer die badische Staatsangehörigkeit
besitzt «der erwirbt . •

DZ . Die deutschnationale Fraktion hat Förmlich« Anfragen'

ringebracht betr . Veröffentlichung der Unterlagen für einen
Gebetmbericht, den das stellvertretende Generalkommando 14.
A.--K . 1817 an das Kriegsministerium erstattete , sowie betr .
Attentat gegen Scheidemann (diese anläßlich einer Zeitungs -
pvtcmik des „Volksfreundes " gegen die rechtsstehenden Kreises.
Dem Landtag ist ferner ein Gesuch des Vereins staatlich ge.
prüfte « Baumeister betr . das Letz^ iel des Staatstechnikums
gugegangen . Der Landesverband Baden des Bunde » deutscher
Militäranwärter wurden wegen Besetzung der mittleren
Kanzlei , und Unterbeamtenstellen bei den Reichs- und
Staatsbehörden mit Militäranwärtern vorstellig. Die Orts¬
gruppe Heidelberg des SaarvereinS bittet um Aufnahme not-
leidender Kinder aus dem Saargebiet in badischen Kinder »
Erholungsheimen. Eine Eingabe des Vorstandes der badischen
Anwaltskammer betrifft die Ernennung von Rechtsanwälten
tu Urkundennotaren .

Interessante Zahlen üver die Land¬
wirtschaft in Laden .

Die soeben erschienene Nummer 5 der „Statistischen Mit¬
teilungen aus dem Land Waden" steht im Zeichen der Land -
Wirtschaft. Einleitend bringt die amtliche Zeitschrift hie Er »
gebnisse der vor kurzem veranstalteten Erhebung über den
Umfang der landwirtschaftlichen Großbetriebe in Baden . Was
dem Kenner der Landwirtschaft schon lange bekannt war , daß
der landwirtschaftliche Großbetrieb in unser»» Land von un¬
tergeordneter Bedeutung ist, wird durch Sie soeben veröffent¬
lichte Statistik bestätigt . Die Zahl der landwirtschaftlichen
Betriebe , deren Gesamtfläche 100 Hektar überschreite^ beträgt
84. Darunter befinden sich 81 Betriebe , deren Ackerfeld
100 Hektar überschreitet. Angesichts diese» kleinbäuerlichen
Charakters der badischen Landwirtschaft wird ohne weiteres
verständlich, warum d« Zahl der bei der letzten BieHähInng
gm 1. Dezember 1861 ermittelten Pferde , Rinder , Schweine
nflv . so nieder ist . Im Durchschnitt des Landes entfallen
auf «inen Rindviehhalter 4 Stück Rindvieh , auf einen
iSchweinehalter 3—8 Schweine , auf einen Pferdehalter 1—9
Pferde , auf einen Ziogenihalter 1—2 Tiere . Große Viehherden,
wie in No-rddeutfchlaüd, die zu Hunderten aus Sie Weide
gehen, sind bei uns in Waden unbekannt . Landwirte , in
deren Ställe 11 und mehr PferSe stehen, gibt es in unserm
Land nur 88 ; die Höchsißahl von 38 Pferden kommt nur in
L Fällen vor . Nur 89 Landwirte in unserm Land besitzen
80 und mehr Stück Rindvieh ; Sie Höchstßahl von 246 Stück
entfällt ans den Gutsbetrieb der Stadt Frsibnrg . Daß trotz
dieser Kleinheit der landwirtschaftlichen Betriebe die wirtschaft¬
liche Lage der Landwirtschaft schon vor dem Krieg nicht unbe¬
friedigend war , hängt einmal mit der glänzenden Organisation
der badischen Landwirtschaft in Genossenschaften und Berufs -
verernen und dann mit der planmäßig ausgebildeten StaatS -
fürsorge für die Landwirtschaft zusammen . Welche Entwick¬
lung das landwirtschaftliche Genossenschaftswesen in unserm
Land in den letzten Jahrzehnten genommen hat , hat der Der-
laus der Tagungen der großen Geiwssenschaftsverbände in

Euvg Mitte >Mai d. I. bewiesen . Die Tätigkeit der bain»
Retzierung aus dem Gebiet der Landwirtschaft ist . i.o

nt , daß darüber nichts neues mehr zu sagen wäre ; seit
Jahrzehnten wetteifern Regierung und Bolksvertretung mit¬
einander , um Re Landwirtschaft zu heben . Daß auch dx
jetzige Regierung und die heutige Volksvertretung in der Er -
Haltung einer lebensfähigen Landwirtschaft eine ihrer Haupt »
aufgccken erblicken , zeigt etrt Blick in den Staatshaushalt deS
Rechnungsjahres 1221/26, in dem 3,6 Millionen Mark im
ordentlichen Etat für die Landwirtschaft angefordert sind.

Wogen weiterer Einzecheiten , die die amtliche Zeitschrift Über
die Landwirtschaft bringt , sei auf das Studium der Nummer 5
selbst verwiesen, Angesichts deS vielseitigen Inhalts muß
»er Bezugspreis von 60 M . für den ganzen Jahrgang ( 12 Mo-
natsnummeri , und mindestens 2 Sondernummern ) als auker ,
ordentlich billig betrachtet werden .

Der « ückgang der « indviehhattung
in Laden .

Di « Viehzählungen der letzten Jahre gäben daS wenig
erfreuliche Bild , daß die Rindviehhaltung m unserm Laich
« Nd zwar nicht nur die Zahl der Tiere , sondern auch Re Zahl
Der RindvieAhalter , langsam aber deutlich bemerkbar zurück-
Geht Ein Vergleich mit dem Ergebnis der Viehzählung des

JtGxeS 1887, bei der letztmals ein« Auszählung der viest- .
besitzenden Haushaltungen nach der Art der Biehgattungen
und der Zähl der von den Viehbesitzern gehaltenen Tier « statt-
gesunden hat. ergibt , daß die Zahl der Rindviehbesitzer rn
unserm Land nur nach 148783 beträgt , also 8188 weniger
als nn Jahr 1887 . Die Zahl der Tiere hat gegenüber 1887
um 24 318 äbgerwnunen . Die Ursache deS Rückgangs der
Mindviehhaltuag liegt einmal in der ZwangSäbgabe wertvoller
Zuchtrinder an den Feindbund , und dann in der zunehmenden
Industrialisierung verschiedener Landesteile , die noch in den
80er Jahren des vorigen Jahrhunderts landwirtschaftlichen
Charakter getragen Hecken , aber in den letzten Jahren den
wirtschaftlichen Schwmpunkt mchr und mehr nach der Indu¬
strie hin verlegt haben . Hierher gehören außer Manicheftn,
Karlsruhe nick Pforzheim hauptsächlich die Bezirke Wiesloch,
Schwetzingen, Rastatt , Offenburg u . a . Daß diese «Abnahme
»er Mindviehbeftandes für 8 « Milch- und Fleifchversorgung
unserer Jndustviebevölkerung , besonders in den großen
Städten des Landes , nachteilig wirft , liegt auf der Hand . Ein
Heiner Trost gegenüber dieser betrüblichen Erscheinung liegt
«in der Tatsache, daß »ach Feststellung des Sdatistiftschen Lan -
deSamtS, da» sich in Rr . 3 der Statististsichen Mitteilungen
eingehend über den Rückgang der Viehhaltung in Baden aus¬
läßt , die Rindviehhaitung in den « in landwirtschaftlichen Be¬
zirken des Landes leine Abnahme , sondern sogar eine Zu¬
nahme ausweist.

Mas tut der badische Staat kür die
Landwirtschaft ?

Seit Jahrzehnten Haben Regierung und Volksvertretung
in unserm Land keine Mühe und keine Ausgaben gescheut,
W» die berechtigten Interessen des badischen Landwirts zu
fördern . In der Tat kann Baden auf dem Gebiet der Land«,
wirtschastsfükjovge alg das typische Land der sogenannten
kleinen Mtttel geltem Selbstverständlich sind dieser Staats¬
fürsorge für die Landwirtschaft in den letzten Jahren im Hin¬
blick ans di« Finanznot erhebliche Schranken gezogen. Immer -
hin verdient Beachtung, daß sich der staatliche Aufwand (im
ordentlichen und außerordentlichen Etat zusammen ) im Haus¬
haltsjahr 1620/21 um 2,3 Millionen , d . s. 162 Prozent gegen¬
über dem Vorkriegsjahr 1913 erhöht hat . An den Mehrauf¬
wendungen haben Sen Hauptanteil diejenigen staatlich unter¬
stützten Einrichtungen , die bisher einen erheblichen persön¬
lichen Aufwand hatten ; so sind beispielsweise die Aufwen¬
dungen für die landwirtschaftliche Versuchsanstalt Angusten -
berg im Jahre 1420/21 gegenüber dem BorkriegSsahr um
884364 M . (d. s. 638 Prozent ) , für die landwirtschaftlichen
Winterschulen und Wanderlehrer um 436 460 M . ( d. s. 383
Prozent ) ,« «für die Landwirtschaftsschule Klugustenbeqss um
64982 M . (d. s. 458 Prozent ) gestiegen. Durch Errichtung
des WeinbauinstitutS in Freiburg ist der staatliche Aufwand
«für Förderung deS RebbaneS, der im Jahre 1913 erst 4226 M .
beanspruchte, auf 368 061 M . im Haushaltsjahr 1920/21 ange¬
wachsen. Für staatliche Hengsthaltung sind im Jahre 1913
erst 41226 M ., im Haushaltsjahr 1620/81 dagegen 259 666 M .
au »gegeben worden . Ganz erheblich hat auch die Zuwendung
deS Staates für die Mindviehberificherung zugenommen (von
807989 aus 1998480 M ) .

Die elektrische Industrie in Laden
zu Anfang des Jahres 1921.

Di « elektrische Industrie hat in Baden im Vergleich zur
Vorkriegszeit einen starken Aufschwung genommen . Wie das
Statistische Landesamt mitteilt , sind vor dem Kriege nur 28
«größere Betriebe dieser Branche mit zusammen 3600 «Arbeitern
im Lande vorhanden gewesen, wahrend aus den Anfang deS
Jahres 1621 nahezu 100 mit Wer 7000 Arbeitern ermittelt
worden firid . ^ Außer Betracht gelassen si«nd dabei Sie Krast -
«und Elektrizitätswerke selbst , die teilweise im Besitz von Staat
und Gemeinden sind. Vielfach Handelt es fich um größere
Elektro -JnstallsationSgeschäfte, sowie um «Reparatur - und Be-
triebSwerkstätten der jetzt in großer Anzahl im ganzen Lande
verbreiteten elMratechnischen JnstallatipiiS - und Bäubureaus
von badischen und außerbadischen Elektrizitätsgesellschaften .
Betriebe m«it über 100 Arbeitern «gab

' es nur 14 ( 1912 : 7) . Das
rasche Wachstum dieser Industrie hängt zusammen mit den
durch den Krieg und seinen Nachwirkungen geschaffenen Ver¬
hältnissen!, die bei dem dauernden .Kohlen» und Petroleum -
Mangel tn ausgedehntestem Ausmaße zur Anwendung des
elektrischen Stromes in der Industrie «und im privaten und
bürgerlichen Haushalt drängen . Zu den größeren industriel¬
len Werken, die Elektrische Maschinen und Apparate bauen ,
gehört ein «Mannheimer Großbetrieb mit 3600 Arbeitern , dem
gleichzeitig einer der größten Betriebe Süddeutschicmds für
den Freileikmigkbau und die Hausinstallation mit 300 Arbei¬
tern , der ebenfalls in Mannheim ansäsfig ist, als besondere
Abteilung zugehört. Zwei andere Mannheimer Werke mit
zusammen Über 700 Arbeiter stellen isolierte Kabel un@
Drähte her . Groß ist .überdies die Zähl der Metallwaren ,
usw . Fabriken , di« sich sonst mit dem Bau von elektrischen
«Apparaten und von Massenartikeln der elektrischen Industrie
befassen; teilweise «gehören dies« Betriebe der Schwarzwald¬
industrie an .

Die geseUschattskapitsNstischen Unter¬
nehmen in der badischen Metall - und

Maschinenindustrie .
Nach den Ausführungen des Statistischen LandesamtS in

der Juni -Nummer der Statistischen Mitteilungen waren zu
Beginn des Jahres 1921 in der badischen Metall - und Ma -
schinenindulstrie über 60 Aktiengesellschaften und über 100 Ge¬
sellschaften m . b . H . tätig , die in ihren Betrieben je Minde¬
stens 10 und zusammen nahezu 48 000 (A .-Ges . 37 847; Ges.
m . b . H. 10167) Arbeiter beschäftigten. Unter den Aktren-
geseUchasten waren 47 einheimsche bezw. badische mit einem
GrunSkapftal nach dem Stande auf Schluß des Jahres 1920
von zusammen über 300 Millionen Mark und unter den Ge¬
sellschaften m. » . H . desgl . 97 mit einem Stammkapital von
nahezu 31 Müionen Mark ; die «übrigen Gesellschaften hatten
ihren Sitz außerhalb Badens , davon 2 in der Schweiz . Außer¬
dem aber gab es zu Beginn d«S Jahres 1924 nicht weniger
als 66 badische Gesellschaften m. b . H. in der Metall - und
«Maschinenindustrie des Landes mit einam gesamten Stamm -
«kapital von zusammen 3,61 Millionen Mark , in «deren Be -
trie «ben uml den ftagsichen Zeitpunkt je weniger als 10 Ar¬
beiter beschäftigt waren . Im Laufe des Jahres 1921 und in
der Folge stnd weitere 17 in Baden ansässige Attiengesell -
schasten mit einem anfänglichen Grundkapitals von zusammen
über 90 Millionen Mark und nahezu 70 Gesellschaften m . b . H.
mit einem Stammkapital von insgesamt über 10)4 «Millionen
Mark teils durch Nengründung , teils durch Umwandlung be¬
reits vorhandener Unternehmungen entstanden .

IKurze Nachrichten aus Laden .
* Nr . 42 des Badixben Gesetz- und BermchnungS-BlatteS

hat folgenden Inhalt : Verordnungen deS Ministeriums deS
Innern : Prüfungsordnung für Ärzte, Zahnarme und Apo»
cheker ; das Hebammenwesen; die in de» Apotheken zulässi»
gen Wagen und Gewichte .

» erkehrSsperren
Dir auf weiteres ist gesperrt : Annahme von Frachtgut »« »

genladungen mit Ausnahme von leeren Möbelwagen und U« ,
zugsgut nach Kattowitz, Kattowitz Landesgrenze, MySlowiK
Schoppinitz Nord und Süd , Boguschütz . Auszetzoben ist Am
nahmesperre nach Reuß Ort und Umladestelle . ,

a ) Die Annahme von Frachtgut Wagenladungen irach Müw ,
chen Übergang Richtung Rosenheim und Mühldorf ist «bis auf
weiteres gesperrt . Ausgenommen vor der Sperre «sind Leben»,
mittel , Wiederaufbaugut und Kohlen;

d) Aufgehoben ist die Annahmesperre für Frachtstückgut »aiH
Duisburg Ort und Umladestelle.

Mannheim , 14. Juni . Man schreibt uns : Vom 6.- 9. Jurch
tagte in Mannheim die sehr gut beschickte 2«. Synode der MfU
Katholiken des deutschen Reiche ». Rach der Eröffnung durch
«in feierliches Hochamt in der Schlotzkirche befaßte sich di»
Synode vornehmlich mit dem Voranschlag des MstuanS und de«
Bewilligung von «Mitteln , mit dem bischöflichen Berichte un»
Vorlagen der Pfarrer Kreuzer -Freiburg und Dr . Steiuwachch,
Mannheim zur Neuherausgabe der Synodal - und Gemeinde -
ortmung und des Gesang - und Gebetbuches. Sie wählte di«
Synodal -Vertretuna , die verfassungsgemätz dem Bischof in deh
Leitung des kirchlichen Gemeinwesens beratend zur Seite steht,
und erledigte einige Anträge . Im «Anschluß an die SynodC
tagte eine Reihe von Hauptversammlungen altkatholischeh
Vereine und Kassen und zuletzt eine Psarrkonferenz , die sich
unter anderem « mit einem Lehrplan für den Religionsunter »
richt an den höheren Schulen befaßte , sowie eine gröheW
öffentliche Versammlung .

DZ . Philippsburg , 11 . Juni . Zu dem tragischen Hinscheiderß
des Bürgermeister « Pfeiffer meldet das „ Rheinische Tagblatt *
u . a . : Glasermeister Vetter , ein Mann von 72 Jahren , lebte
schon längere Zeit in einem gespannten Verhältnis mit seine«
Schwiegersohn . Den tieferen Grund bildete wohl ein Scher«
kungsvertrag über sein «Wohnhaus , den Vetter zugunsten sei,
ner an den Bürgermeister verheirateten Tochter gemacht hatte ,
Und nun bot ein ganz geringfügiger Anlaß den Grund zu der
furchtbaren Bluttat . Es kam wegen Holz , das der Bürger¬
meister nach der neuen Wohnung führen wollte , in der auch
der Schwiegervater wohnte, zu einer Zankerei. Nichts schlim¬
mes ahnend , ging Pfeiffer zum Nachtessen . In dieser Zeit
hatte sich Vetter in sein im zweiten Stock befindliches, «Wohn¬
zimmer eingeschloffen und machte dort in aller Ruhe sein!
Jagdgewehr fertig . Und gerade war das Nachtessen beendet,
als Vetter seinen Schwiegersohn überfiel . Der Überfallen«
sprang auf und suchte mit einem Prügel dem Angriff zu be¬
gegnen , da krachte schon der Schuß, zerschmetterte ihm di»
rechte Hand und die ganze Ladung drang in das Gesicht . Be,
täubt stürzte der Getroffene zu Boden und jetzt gab Vetter
einen zweiten Schuß ab, der von der Seite aus in den Körper
drang und alle inneren edleren Organe schwer verletzte, waU
unmittelbar den Tod herbeisührte. Wie verlautet , soll Vetter
zur Beobachtung seines Geisteszustandes nach Heidelberg ge»
bracht werden .

Literarische Neuerscheinungen.
Alfred Rethels Zeichnungen. Herausgegeben und mit einerk

Einleitung versehen von Willibald Franke . (Verlag
Grethlein & Co ., Leipzig.) — Auch der fünfte Bant » der Come,
nins -Bücher, der Alfred Rethel gewidmet ist, wird beim Pu ,
likum lebhaften Anklang finden . Ein wirklich künstlerisches
Genießen läßt das große Format der Nachbildungen zu, nutz
mancher Kunstfreund , der diese Zeichnungen bisher nur au»
kleinen Klischee-Abbildungen kennt, wird sie nun in gang
neuem Licht erblicken . -

Geschichte der deutschen Dichtung. Von Studienrat Dr . H,
Röhl . 4 . Auslage . (Verlag B. G . Teubner , Leipzig .) — DaH
von diesem Buch so rasch die vierte Auflage erscheinen konnte,
entspricht der außerordentlich fteundlichen Aufnahme, die e»
seit seinem ersten Erscheinen gefunden, und ist begründet in
den Vorzügen , die ihm den zahlreichen vorhandenen anderen
Büchern ähnlicher Art gegenüber zugesprochen werden. Die
neue Auflage weist eine Reihe inhaltreicher und stilissischer ;
Verbesserungen auf und ist um einen umfangreichen Abschnitt,
der die Darstellung bis auf die Gegenwart fortführt , vermehrt ,

Meyers Kleiner Handatlas . Zweite , vermehrte und ver,
besserte Auflage in 48 Haupt - und 36 Nebenkarten mit alpha¬
betischem Namenverzeichnis. In Ganzleinen gebunden 280 M.
(freibleibend ) . (Verlag des BibliographischenInstituts in Leip»
zig. ) — Bei der soeben ausgegebenen, bereits knapp nach Iah »
r ^ frist nötig gewordenen zweiten Auflage von MeyerS Klei¬
nem Handatlas begrüßen wir als wesentliche VerbesserMg di«
Beigabe eines Namenverzeichnisses. Mit seiner Hilfe und mit»
tels des auf jedem Kartenblatt eingezeichneten NeheS kann
nun jeder in dem Atlas aufgenommene Ort sofort aufgefnn »
den werden . Sehr vorteilhaft ist die Erweiterung des Atlasse»
um 6 Hauptblätter , die Dänemark, Sibirien , die Vereinigten
Staaten von Nordamerika, Mittelamerika und Afrika betref¬
fen . Die seit Erscheinen der ersten Auflage eingetretene »«
Grenzveränderungen sind natürlich berücksichtigt. Auch Spra -
chengrenzen finden wir eingetragen, die ftüheren politischen
Grenzen find noch deutlicher gekennzeichnet und überall di«
Meerestiefen angegeben. Ein besonderer Vorzug dieses Atlasses
gegenüber anderen , sogar größeren Kartenwerken ist darin zit
erblicken , daß er für die neuerstandenen Staatengebilde , wie
Deutsch-Österreich, Tschechoslowakei, Polen , Sowjetrutzland .
Ungarn , selbständige Kartenblätter bringt und kulturell oder»
Wirtschaftlich zusammengehörige Nachbarländer zu einem ge¬
meinsamen Kartenbild zusammenfatzt. Der neuzeitliche und
bei den heutigen Verhältnissen wohlseil zu nennende AtlaS
verdient es, beachtet und gekauft zu werden.

ErgänznngSband znm KörperfchastSsteuergesetz . 1 . Das Ge«
setz über vorläufige Zahlungen auf die Körperschaftssteuer vom
26. Mjärz 1931 nebst Ausführungsbestimmungen und der Voll¬
zugsanweisung . 2. Der Einfluß des Gesetzes zur Änderung
deS Einkommensteuergesetzes vom 24. März 1921 auf das Kör»
perschastssteuergesetz. 3. Die Ausführungsbestimmungen znm
KörperschastSstenergesetznebst der Verordnung über die erst«
Veranlagung zur Körperschastssteuer. Mit ausführlichen Er »
läuterungen , Einleitungen , den Gesetzestexten und den Mu¬
stern für tüe Steuererklärungen von Dr . Richard Rosen¬
dorff , Rechtsanwalt und Notar zu Berlin . Berlin C. 2,
1921 . Jnduftrikverlag Spaeth &’ Linde. Fachibuchhandlung füaß
Steuerliteratur . 149 Setten . Preis geb. 16,50 M.

In dem vorliegenden Band gibt der Verfasser die Ergänzung
zu seiner im gleichen Verlag erschienenen . Handausgabe de».
Körperschaftsfiieuergesetzes vom 30. März 1920". Wie da»
Hauptwerk , so enthält auch der SrgänzungSband de» auf den
Gebieten deS Gesellschaft»-. Bilanz , und Steuerrechts al»
maßgebender Fachmann anerkannten Verfassers eine erschöp»

sende Erläuterung unter Verwertung der Rechtsprechung de«
buwdeSftaatlichen Verwaltungsgericht« und des Reichrfinanz »
hofs , sowie unter Berückstchttgun« der für die BinkommeuS»
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fciteuetuiifl bet SrwevbSgesellschaften (AklieiigeseKschajleu . (Se.
sellschafte« wmt Oeschrchtkter Hast« ««. MommmchttgeseSschasten
Wlf Aktien . Genoffenschäfte« ufto.) bei der gegenwärtige« Wirt »
schastSlage besonders bedeutsamen Fragen . —• —

ErbschaftSsteuergesetzvom 10. Septbr . 1919 nebst den AuS«
führungSbestimmungen . Gemeinverständlich erläutert , mit
zahlreichen Beispielen und Berechnungen von Josef Mar¬
kus , Geheimem Juftizrat , Amtsgerichtsrat a . D ., Berlin -
Lichterfelde, Dritte , erweiterte und ergänzte Auflage . Ber -
Ln L. 2, 1922 . Jndustrieverlag Spaeth Sc Linde , Fachbuch -
Handlung für Steuerliteratur . 474 Seiten . Preis geb . 19 M.

DaS erste deutsche Erbschastssteuergesetz vom 3. Juni 1900,
bas die Erbanfall - und die Schenkungssteuer um-

£fite, wurde erseht durch das Evbschaftssteuergesetz vom 10.
:ptember 1919, das die bisherige Steuerbefreiung der Ehe-

jptten und Abkömmlinge beseitigt, zu den beiden genannten
Steuern noch eine dritte , die N a ch l a H st e u e r, neu einführt ,
die Steuersätze wesentlich erhöht und die gewissenhafte Ent¬
richtung der Steuern durch zahlreiche Anordnungen und emp¬
findliche Geld- und Freiheitsstrafen sichert . Das gemeinver¬
ständlich und anschaulich geschriebene, empfehlenswerte Werk
«nit ausführlichen Anmerkungen, sowie zahlreichen Beispielen
« nd Berechnungen , einem überstchtlichen Inhaltsverzeichnis
Zmd einem eingehenden Sachregister ist geeignet, jedem Besit-

ßnden. Erben, Vermächtnisnehmer und Beschenkten die oft
wer verständlichen gesetzlichen Bestimmungen nahezubringen

Und sie vor Weiterungen und Strafen zu schützen. In der
vorliegenden dritten Auflage des mustergültigen Kommentars
find die inzwischen ergangenen Ausführungsbestimmungen .
Sihlreichen Erlasse des Reichsnrinisters der Finanzen, sowie

rteile und Gutachten des Reichsfinanzhofs mit ausgenommen
« nd, wo es nötig schien, auch erläutert , endlich die einschlägigen
Vorschriften des bürgerlichen Rechts über das Erbrecht und
das Familienvecht, insbesondere über Verwandtschaft in grö-
Herem Umfang dargestellt worden. — o —

Strafanstalt oder Lebensschule» Erlebnisse und Ergebniffe

fum Thema .Schulstrafen "
, allerlei Weckrufe und Denkhilfen

ür Lehrer , Eltern , „Sonstige " und „ Instanzen " — so nennt
sich ein Buch, das der bekannte Schulreformer Paul
O e st r e i ch soeben im G . Braunschen Berlage in Karlsruhe
HerauSgibt (Preis M . 80.—) und an dem so anerkannte Fach¬
leute des Schul- u. Erziehungswesens wie Georg Kersckensteiner.
Ernst Goldbeck, Karl Reinhardt , Alfred Andreesen, Anna Siem -
jfen Mitarbeiten . — Unser ganzes Schul- und Bildungswesen
ist im Umbau begriffen . Allmählich bricht sich eine Auffassungs-
Weise Bahn , die wieder dem Menschen und dem Leben, statt
den Ständen und „Berechtigungen" zu genügen sucht. Ver¬
ständnis und Gerechtigkeit für die Jugend , die Jugend in be¬
rechtigtem Matze das Subjekt der Erziehung : das ist der Sinn
aller heutigen Schulreformbewegung . Wer sich der Anklagen
gegen die alte Schule erinnert , all die vielen .Schultragödien "
»uf ihren Kern prüft , der stützt immer wieder auf . Schulstrafen "
«ls Ursache oder Anlaß ! So war es ein verdienstvolles Werk,
einmal ein ganzes Buch allein der Frage der Schulsttafen zu
widmen und zur Mitarbeit neben den . Autoritäten " auch den
Arzt , den Juristen , die Mutter , den Studenten und den Schü¬
ler , den Krüppel wie den Sitzengebliebenenlehrer , Män¬
ner und Frauen aus Nord und Süd , Ost und West heranzu -
tzichen . — Ein vielstimmiger Chorus spricht hier : „Offizielle"
« nd „Revoluttonäre "

, die Leute der Stadtschule wie des Land-
Erziehungsheims, der „höheren" wie der Volksschule . Und
»Humanisten " wie „Entschiedene" haben schlicht, jedem der-
stündlich geschrieben . Die einen voll ruhiger Abgeklärtheit, die
anderen mit stürmischer Leidenschaft. — Es ist ein Buch der
Bekenntnisse, das man in Erregung und mit Spannung durch¬
fliegt . Dieser Chorus wird nicht ungehört verhallen . Eltern ,
Ärzte, Jugendrichter , Jugendpfleger , Berufsberater sollten dies
Buch lesen ; vor allem dürfte es in keiner Lehrer-, Seminar -,
Junglehrerbibliothek fehlen. — Nicht graue Theorie wird hier

gegeben, sondern pulsierendes , warmes Leben ! Nur das Eiu -
fiasten i» solche Wirklichkeiten kann die Strafpraxis unserer
Schule ändern . Und die Beschäftigung mit dieser brennend
der Reform bedürftigen . Schulstrafenfrage " führt den nach¬
denkenden Leser mtt unentrinnbarer Folgerichtigkeit zur For¬
derung der Schulreform . Ohne Schulreform keme Lösung des
Schulstrafenproblems I So ist diese Essaysammlung ein
Dokument der Rot und der Wahrhaftigkeit , ein Weckruf und
eine Denkhilfe.

Staatsanzeiger .
Bekanntmachung .

Die Lotterie des KindererholnngSheims Neustadt/W . R . Mün¬
chen und des Kinderheims „Marienrnhe " in Würzbur «,

1. Reihe .
Dem Kirchererholungsheün Neustadt/M . R . München und

dem Kinderheim „Marienruhe " im ehem . Lager Hammelburg
in Würzburg wurde die Erlaubnis zum Vertriebe von 10 000
Losbriefen der von ihnen veranstalteten Geldlotterie zugun¬
sten der Bestreitung der Betriebskosten und der Schaffung
von Freiplätzen — Preis des Losbriefes 2,50 M . und 50 Pf .
ReiciAstemchelalbigabe — im Badischen Staatsgebiet erteilt .

Karlsruhe , den 9. Juni 1902.
Ministerium des Innern .

I . iA. : Leers . Schmidt .

personeller Teu .
Ernennungen , Versetzungen , Zuruhesetzungen usw

der planmätzigen Beamte«.
Aus dem Bereich des Staatsm » isteriums.

Ernannt :
Finanzoberinspektor Otto Ziegler zum Oberrechnungsrat

bei der Gebäudeversicherungsanstalt , Verwaltungsinspektor
Emil Meisinger zum Finanzoberinspektor bei der Gebäudever¬
sicherungsanstalt . Berwaltungsinspektor Hermann Dreher zum
Verwaltungsoberinspektor bei der Gebäudeversicherungsanstalt .

Ministerium des Innern .
Ernannt :

RegierungSrat Dr . Leutwein in Karlsruhe zum Polizeidi¬
rektor in Pforzheim , die Regierungsaffefforen Mbert Herrman »
in Karlsruhe und Bernhard Klumpp in Kehl zu Amtmännern ,
Landwirtschaftsinspektor Hans Rösch zum Landesökonomierat
in Graben , die Verwaltungsassistenten Ferdinand Schmidt,
Friedrich Zuber , Georg Wagner , Hermann Hönerlsh , Wilhelm
Zoller und Friedrich Walz zu Verwaltungssekretären bei der
Landversicherungsanstalt Baden in Karlsruhe .

« ersetzt :
Revisionsinspektor Johann Paul Frick in Wertheim zum Be-

zirksamt Tauberbischofsheim, Revisionsinspektor Ludwig Pahl
in Wiesloch zum Bezirksamt Wertheim .

' In de» Ruhestand versetzt :
Oberamtmann Bitzel in Mosbach.

Justizministerium.
Ernannt :

Staatsanwalt Dr . Richard Huber in Mannheim zum Amts¬
richter in Säckingen, Gerichtsasseffor Lothar Winder zum
Staatsanwalt beim Landgericht Mannheim .

Zuruhegesetzt :
Kanzleiassiftent Josef Schneider beim Amtsgericht Freiburg .

Miuifteriu« de» Kultus und Unterrichts .
Ernannt :

Lehramtspraktikant Dt . Otto Bausch aus Mannheim zu»
Profeffor an der Oberrealschule in Mannheim , Lehramtsprak »
tikant Karl Schmttt aus Mannheim zum Profeffor an der
Realschule in Sinsheim . Gewerbelehrer Jakob Randoll in
Mannheim zum Direktor an der Gewerbeschule in Heidelberg,
Hauptlehrer Joseph Knühl an der Volksschule in Oos, Amt »
Baden , zum Schulleiter (Rektor) daselbst Hilfsfachlehrer Gustav
Schiefer an der Schnitzereischule in Furtwanzen zum Fachleh.
rer daselbst , Unterlehrerin Anna Rub an der Elisabethschule
in Mannheim zur Hauptlehrerin daselbst.

Bersetzt:
Profeffor Heinrich Dörfer von der Realschule in Schwetzingen

an die Oberrealschule in Mannheim unter Zurücknahme seiner
Versetzung an die Realschule in Sinsheim , Profeffor Heinrich
Scheller vom Lehrerseminar in Meersburg an jenes in Frei¬
burg , Rektor Maximilian ^Bvroeeo in Waldkirch in gleicher
Eigenschaft an die Volksschule in Rastatt , Gewerbelehrer Anton
Fellbauer von der Gewerbeschule in Heidelberg an jene in
Tauberbischofsheim, Gewerbelehrer Albert Ihrig von der Ge¬
werbeschule in Tauberbischofsheim an jene in Heidelberg
Gewerbelehrer Melchior Bertsch von der Gewerbeschule rck
Engen an jene in Müllheim

Zurückgenomme« :
Die Versetzung des Gewerbelehrers Karl HaungS von der

Gewerbeschule in Engen an jene in Heidelberg.
Entlaffe « :

Gewerbelehrer Dipl .-Jng . Emil Müller in Mann -
heim auf Ansuchen.

Evang . Kirchenregierung .
Die Evangelische Kirchenregierung hat den Pfarrverwalter

Emil Streng in Neunstetten zum Pfarrer in Neunstetten er-
nannt .

Die Evangelische Kirchenregierung hat den Pfarrverwalter
Pfarrer Ludwig Marx in Heiligkreuzsteinach zum Pfarrer
daselbst ernannt .

Entlassen :
aus dem Dienst der evangelischen Landeskirche seinem An-

suche» entsprechend auf 1 . Juli d . I . : Pfarrer Hermann Facklet
in Bad .-Rheinfelden .

Kath . Kultus.
Der von Seiner Exzellenz dem Herrn Erzbischof auf M#

Pfarrei Bad .-Rheinfelden, Dekanats Säckingen, ernannte Pfar -
rer Anton Sülinger , bisher Kaplaneiverweser m Radolfzell,
wurde am 14. Mai d . I . kirchlich eingesetzt .

Der von Seiner Exzellenz dem Herrn Erzbischof auf die
Pfarrei Rheinheim , Dekanats Klettgau , ernannte Pfarrer Her¬
mann Müßte , seither Pfarrer von Oberwinden , wurde am 14.
Mai d. I . kirchlich eingesetzt .

Ministerium der Finanzen.
Ernannt :

die Bürogehilfen Ludwig Hanel, Franz Anton Blatz und
Philipp Adam Graser bei der Landeshauptkaffe in Karlsruhe
zu Finanzasfistenten .

übertragen :
dem Forstmeister Karl Knierer in GerlachSheim das Forst¬

amt Karlsruhe , dem Forstmeister Otto Krieg in Kenzingen
da , Forstamt Graben in Bruchsal und dem Forstmeister Al¬
bert Thema in Tauberbischofsheim daS Forstamt Wiesloch.

Gestorben :
der evangelische Pfarrer August Engert in Langenalb .
Gerichtsvollzieher Paul Röttele in Heidelberg, Inspektor

Nikolaus Eggenberger beim Landesgefängnis Freiburg .

Bad . Landestheater
Donners tat ; , den 15 . Juni , 6r/5 — geg . 10 Uhr , M . 35 .-

Wilhelm Teil .

Bill, heilere technische Lehranstalt
(Staatstec h n ikum )

Das Wintersemester 1922/23 beginnt am
Montag, den 16 . Oktober vormittags 8 Uhr . Die An¬
meldungen sind bis längstens 15.Juli 1922 einzureichen .

Alles Nähere ist aus dem Programm , das gegen
Einsendung von 2 .50 M . von der Kanzlei erhoben
werden kann , ersichtlich .

Der Direktor .
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in bewährter Güte
und reicher Auswahl
zu angemessenen Preisen
gegen Barzahlung
oder auf Teilzahlung .

Eigene Verkaufsstellen :
KARLSRUHE , Karlfriedrichstr. 22
FREIBURG , Kaiserstr . 27
BRUCHSAL , Gewerbeballe a. Markt
PFORZHEIM Theaterstr . 15
OFFENBURG , Steinstr . 2
MOSBACH , Hauptstr- 12
SINGEN a. H. , Scheffelstr. 25
KONSTANZ, Rofigartenstr. 31

( BADISCHER BAUBUNO K |
| Geneinnotziger Mfibelvertriebf
| Telepbaa S157 . Käflsruhß an Roadallplatz . I

Volksschanspiel Otigheim
Fretlicütib &hne Aufführung : Jeden Sonntag vom

25 . Juni bis Mitte Oktober, ferner
am 29 . Juni , 15 . August und am

6 . und 13 . September .
Zuschauerraum mit 3500 SHz-
= und 500 Stehplätzen =
g«9*n tU« WtttenmgmfetflOsse gMchfltzt
= 700 Mitwirkende =

Anfang ‘/ .2 Uhr Ende > 7 Uhr
Preise : 8.-,10.-, 15.-, 20 .-, 30 .. , 50 .- und

80 Mk. Stehplatz 5 Mk.
Vorverkauf : OtigheimTheaterhasen . Tel. 61 Katta « .

Verkaufsstellen Karlsruhe:
Verkehrsverein, Kaiserstr. b . Hauptpost
Herder’sche Verlagsbuchhandlung
Buchhandlung Kraus, Baumeisterstr . 4

WllllgS-WÜI.
Kräftiger Junge , welcher

die Brot - und Feinbäckerei
erlernen will, findet gute
Lehrstelle bei A -347

K. «lrmbruster ,
Karlsruhe , Marienstr . 87 .

Durch rechtskräftiges Ur¬
teil des Landgerichtes Frei »
burg i- B . wird die Gesell¬
schaft »Drikettwerk Freibnrg
G. m. b. H. " aufgelöst.

Etwaige Gläubiger wol¬
len ihre Forderungen ein¬
reichen an : N - 845

Brikettwerk Freiburg
G. m. b . H . in Liquidation .

NchMWchilse
der in der Führung deS
Hauptbuchs bewandert ist,
von mittlerer Stadt Ba.
deuS zum sofortigen Ein¬
tritt gesucht .

Anstellung erfolgt vor¬
erst aushilfsweise , jedoch
ist spätere dauernde An-
stellung nicht ausgeschlos¬
sen.

Angebote mit Angabe
der Gehaltsansprüche un¬
ter A 340 an die Expd.
d . Bl . erbeten

Metallbetten
Stahlmatr ., Kinderbett., direkt
an Private, Katalog 78 R frei.
EisenmöbelfabrrkSuhl (Thür .)

Zentral -Güterrechts -Register für Baden .
Baden . N-844

Güterrechtsregistereinttag
Band II :

vom 6 . Juni 1922 Seite
475 : Schürmmm , Friedrich,
Kaufmann in Baden , und
Helene geb - Kuschnerus-
Vertrag vom 28. April 1922 .
Errungens chaftsgemein»
schaft . Borbehaltsgut der
Frau ist das in § 3 deS
Vertrags bezeichnete Ein¬
bringen derselben;

vom 7 . Juni 1922 Seite
476: Zürn, Georg. Hotel¬
portier in Baden , und
Frieda geb - Zürn . Verttag
vom 12 . Aprll 1922 - Er¬
rungenschaftsgemeinschaft.
Borbehaltsgut der Frau ist
das in § 2 des Vertrags
bezeichnete Einbringen der¬
selben.

Baden, 12- Juni 1922 .
Der Gerichtsschrriber

de» tzad. Amtsgerichts .

BruchsaL N .860
Güterrechtsregistereinttag

Band III Seite 78 : Kleiu-
lagel, Karl Friedrich, Kauf-
mann in Untergrombach,
und Seraphine geb - Köhler.

Verttag vom 31 . Mai 1922 :
Gütertrennung des B̂GB .

Bruchsal, 9 . Juni 1922 .
Bad . Amtsgericht .

Bruchsal. N.861
Güterrechtsregistereinttag

Band III Seite 76 : Albert
Göckel II , Arbeiter in Ham¬
brücken, und Maria geb .
Klein- Verttag vom 19 - Mai
1922 : Gütertrennung des
BGB -

Bruchsal, 6 . Juni 1922 .
Bad. AuttsgerichL

BruchsaL N -862
Güterrechtsregistereinttag

Band III Seite 77 : KiudS-
vogel , August , Bäcker in
Bruchsal, und Anna geb .
Kälble; Verttag vöm30.Mai
1922 : Gütertrennung deS
BGB .

Bruchsal. 8. Juni 1922.
Bad. Amtsgericht .

Koustauz. N .815
Güterrechtsregister Bd.

II S . 306 : Köchler , Al-
bert , Fabrikant in Kon¬
stanz, uttfl Margareta geb .
Manz . Vertrag vom 31.

Oktober 1921 : Gütertren¬
nung .

Konstanz, 7. Junj 1922.
Bad . Amtsgericht 1.

Meßkirch. N.7S0
Güterrechtsregister Bd.

I Seite 92 : Braun » Karl ,
Landwirt , und Genovefa
geb . Knittel in Buchheim.
Vertrag vom 6. Mai 1922.
Dm« im Eheverttag be¬
schriebene Vermögen ist
Borbehaltsgut der Frau .

Metzkirch , 16. Mai 1922 .
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgerichts .
Rastatt . N .768

In das Güterrechtsre¬
gister wurde heute einge¬
ttagen : Vögele , Karl
Friedrich, Kaufmann , und
Frieda geb. Einecker in
Würmersheim . Vertrag
vom 26. Mai 1922 . Gü¬
tertrennung .

Rastatt . 30. Mai 1922.
Der Gerichtsschreiber des

Bad . Amtsgerichts.
Säckingen. N.850

In das Güterrechts -
regfister Band II Seite 104

wurde heute eingettagen :
Eduard Gustav Rohrbach ,
Ingenieur in Säckingen,
und Elsa Frida Güntert
ebenda. Vertrag vom 29.
Mai 1922 . Gütertrennung .

Säckingen, 9 . Juni 1922 .
. Bad . Amtsgericht.

Wertheim . N.791
Güterrechtlswegisterein-

trag Band II Seite 67 :
Köhler, Friedrich , Land¬
wirt in Reicholzheim, und
Maria geb. Kirn daselbst .
Vertrag v. 31 . M!ai 1922 .

Errungenschaftsgemein¬
schaft gemäh 88 1519 ff.
des BGB .

Wertheim , 6. Juni 1922.
Amtsgericht.

Meins -üieMer.
BruchsaL N .772

Im Vereinsregister O .-
Z . 3g wurde eingettagen :
Gesangverein Konkordia,
MingolSheim.

Bruchsal, 3 . Juni 1922.
Bad . Amtsgericht.

Durlach . Bereinsregi -
ster. Am 8 . Juni 1922
eingetragen : Fußballver¬

einigung Weingarten v. V.
in Weingarten . Amtsge¬
richt. N.816

Gernsbach. M .830
In das Vereinsregister

Band I O .-Z. 19 wurde
eingetragen : Turnverein
Sulzbach.
Gernsbach , 10. Juni 1922 .

Bad. Amtsgericht.

Mannheim . N.831
Zum Vereinsregister Bd.

IX O .-Z. 18 wurde heule
eingetragen :

Kleintterzuchtverein La¬
denburg a. R . in Laden-
bürg .
Mannheim , 8. Juni 1922
Bad . Amtsgericht B .G. 4.

Stockach. 91 .832
Vereinsregistereintrag

Nr . 10 : Pferdezuchtverein
Stockach in Stockach . Die
Satzung ist am 7. Mai
1922 errichtet. Vorstand ist
Bezirkstierarzt Dr . Krug
in Stockach .

Stockach 8. Juni 1922 .
Bad . Amtsgericht.

/
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